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Stopp-Signal – ein tödliches Missverständnis
Tragödie am Checkpoint bei Kundus – Bundeswehrsoldaten erschießen in Afghanistan Jugendlichen

Von Can Merey, dpa und

Alexander Pausch

Kunduz/Weiden. Wieder geschah es
an einem Checkpoint der Bundes-
wehr im nordafghanischen Kundus,
wieder stoppte ein Fahrzeug trotz al-
ler Warnsignale nicht – die Soldaten
fürchteten einen Anschlag der Tali-
ban und eröffneten das Feuer. Nach
deutschen Angaben starb ein Ju-
gendlicher, die afghanischen Behör-
den sprachen von einem Kind. Vor
knapp elf Monaten, als erstmals Zivi-
listen von deutschen Truppen getötet
wurden, hatte ein Bundeswehr-Sol-
dat an einem Checkpoint eine Frau
und zwei Kinder erschossen. Das Ver-
fahren gegen den Soldaten in
Deutschland wurde eingestellt. Auch
diesmal teilte die Bundeswehr mit,
„dass der Schusswaffengebrauch auf
der Grundlage bestehender Einsatz-
regeln rechtmäßig erfolgte“.

Nach dem Tod der Frau und der
beiden Kinder im August vergange-
nen Jahres hatte die Bundesregie-
rung sich entschuldigt und damit
trotz des schrecklichen Vorfalls Sym-
pathien gewonnen. Entschuldigun-
gen bei den Familien der Zivilisten,
die bei Operationen der ausländi-
schen Truppen versehentlich getötet
wurden, sind in Afghanistan noch
immer die Ausnahme, nicht die Re-
gel. Die Bundesregierung hatte den
Angehörigen zudem Geld gezahlt,
wie es am Hindukusch üblich ist, um
Blutrache abzuwenden. Auch nach
dem jüngsten Zwischenfall im Unru-
hedistrikt Char Darah dürften sich
Emissäre der Bundeswehr mit der
Familie des Opfers zusammensetzen
und versuchen, deren Leid, aber
auch deren Wut abzumildern.

Viele Analphabeten
Zudem versuchen die internationa-
len Truppen seit längerem mittels
großer Plakattafeln den Einheimi-
schen zu erklären, wie sie auf die Sig-
nale der Soldaten reagieren sollen.
Doch bei den Afghanen kommt die
Botschaft nicht an. „Ein Großteil
kann nicht lesen“, sagt Dr. Reinhard
Erös, Gründer der Kinderhilfe-Afgha-
nistan, auch die Fahrer seien meist
Analphabeten. Selbst die Symbolik
wird nicht verstanden, erzählt Erös.
Er habe Afghanen gefragt, wie sie die
Piktogramme verstehen. Die erhobe-

ne Hand hätten die Befragten als Ein-
ladung zum näher kommen verstan-
den, als freundliches Winken. Tödli-
che Missverständnisse sind da pro-

grammiert, zumal der breite rote
Streifen auf dem Plakatfoto bisweilen
als roter Teppich interpretiert werde.

Selbst Warnschüsse müssten nicht
notwendigerweise im Fahrzeug ge-
hört werden, warnt Erös. In den Sam-

meltaxis, meist Kleinbusse japani-
scher Bauart, sitzen oft dicht ge-
drängt bis zu 18 Personen. Die Mit-
fahrer unterhalten sich. Zudem dreht
der Fahrer die Musik, häufig indische
Popmusik, laut auf, da würden Um-
gebungsgeräusche allenfalls ge-
dämpft wahrgenommen.

All dies hat der Afghanistan-Ken-
ner auch bei Gesprächen im deut-
schen Verteidigungsministerium vor-
getragen, sagte er zu unserer Zeitung.
Und auf die Frage, wie er Sperren
markieren würde, habe er geantwor-
tet: „Auf afghanische Art, mit großen
Steinen.“ Im Ministerium sei die
nicht auf Unterstützung gestoßen.
Allerdings lobt Erös, dass die Bun-
deswehr ehrlich mitteilt, wenn sie Zi-
vilisten getötet hat. „Bei den Ameri-
kaner wäre das nicht der Fall.“ Dort
würden alle Opfer pauschal als Tali-
ban oder Aufständische bezeichnet
wenn die Getöteten Männer sind.

Zwar ist die Zahl der zivilen Opfer
im deutschen Einsatzgebiet im Nor-
den viel kleiner als in den Kampfge-
bieten im Süden und Osten. Doch für
Verärgerung im Volk sorgt jeder ein-
zelne Unbeteiligte, den ausländische
Soldaten in Afghanistan töten. „Bis-
lang sind die Menschen in Kundus
nicht gegen die deutschen Truppen,
wie die Menschen in (den südafgha-
nischen Provinzen) Kandahar und
Helmand gegen die Amerikaner
sind“, sagt ein 53-jährige Lehrer aus
Char Darah, der ungenannt bleiben
will. „Aber wenn sie (die Deutschen)
weiter Menschen töten, wird sich die
Provinz gegen sie auflehnen.“ Seit
Jahren wächst in Afghanistan der Un-
mut über die zivilen Opfer – und da-
mit über die ausländischen Truppen.

Immer mehr Afghanen nehmen
die Soldaten, von denen die meisten
aus den USA stammen, als Besatzer
wahr. 800 getötete Zivilisten regis-

trierten die Vereinten Nationen (UN)
in Afghanistan zwischen Januar und
Mai, 24 Prozent mehr als im Vorjah-
reszeitraum. Zwar kommen die meis-
ten Zivilisten bei Anschlägen und An-
griffen der Taliban ums Leben. So
starben am Sonntag – am selben Tag,
an dem der Jugendliche in Kundus
erschossen wurde – elf Zivilisten bei
einem Bombenanschlag Aufständi-
scher im Westen des Landes. Doch
immerhin für ein Drittel der Opfer
machen die UN die Sicherheitskräfte
verantwortlich. Der neue Komman-
deur der Internationalen Schutztrup-
pe Isaf, US-General Stanley
McChrystal, scheint den Ernst der
Lage erkannt zu haben.

McChrystal legte zu Monatsbeginn
eine „taktische Direktive“ für die
Truppen vor, mit der Opfer unter der
Zivilbevölkerung vermieden werden
sollen. Vor allem hat McChrystal be-
fohlen, Luftangriffe, die die meisten
zivilen Opfer fordern, einzuschrän-
ken. „Wir müssen die Bevölkerung
respektieren und sie vor Nötigung
und Gewalt schützen – und auf eine
Art und Weise operieren, mit der wir
ihre Unterstützung gewinnen“, heißt
es in seiner Anweisung. „Wir müssen
die Falle vermeiden, taktische Siege
zu erzielen – während wir gleichzei-
tig strategische Niederlagen erleiden,
indem wir zivile Opfer oder exzessive
Schäden verursachen und damit das
Volk verprellen.“

Als Besatzer empfunden
Denn die zivilen Opfer bei Militäro-
peration treiben die Menschen in die
Arme der Taliban. „Gewaltiger wach-
sender Ärger über das Verhalten der
ausländischen Truppen hat bereits
zur Annäherung von Gruppen (an
die Aufständischen) geführt, die frü-
her das internationale Engagement
in Afghanistan unterstützt haben“,
heißt es in einer Untersuchung des
„Afghan Analysts Network“.

Sollte sich dieser Trend fortsetzen,
dann „hat der Aufstand das Potenzi-
al, sich über ethnische Grenzen und
religiöse Differenzen hinweg zu einer
noch breiteren afghanisch-nationa-
listischen Bewegung zu entwickeln“.
Genau das war unter der sowjeti-
schen Besatzung in Afghanistan ge-
schehen. Das Ergebnis: Im Jahr 1989
musste die Rote Armee geschlagen
und gedemütigt abziehen.

Die Werbetafel der internationalen Truppe in Afghanistan soll den Einheimischen erklären, was die Signale der Sol-
daten bedeuten, mit denen sie Fahrzeuge zum Abstandhalten auffordern. Bild: R. Erös
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Bunte Farbenspiele in Schleswig-Holstein
Sieben Parteien rechnen sich Chancen auf Einzug in den Landtag aus – Carstensen winkt freie Wahl

Von Deike Stolz, AFP

Kiel. Rot, gelb, grün, orange, blau –
von den bunten Kabinen im Pater-
noster des Kieler Landeshauses sind
SPD-Fraktionschef Ralf Stegner na-
turgemäß die roten „am liebsten“.
Mit ihnen zwischen seinem Büro im
dritten Stock und dem Plenarsaal im
Erdgeschoss zu pendeln, ergibt zu-
dem willkommene Fotos und Fern-
sehbilder. Dass der Weg des Spitzen-
kandidaten der Nord-Genossen bei
Neuwahlen im September weiter
nach oben – ins Amt des Minister-
präsidenten – führen könnte, glau-
ben allerdings selbst bei der SPD nur
wenige. Amtsinhaber Peter Harry
Carstensen (CDU) dagegen könnte
sich Umfragen zufolge rechnerisch
seinen Wunschpartner fürs Weiterre-
gieren sogar aussuchen.

Schwarzer Peter bei SPD
Nach vier Jahren großer Koalition
wünsche er sich einen „neuen An-
fang“, eine „stabilere Arbeit“ in der
Regierung, sagte Carstensen am
Montagmittag vor Journalisten. Kurz
zuvor hatte er die Vertrauensfrage ge-
stellt im sicheren Wissen, diese am
Donnerstag zu verlieren. Mit ihrem
Nein zur Landtagsauflösung habe
ihm die SPD „keine andere Wahl“ ge-
lassen. Carstensen, der den Weg über
die Vertrauensfrage lange als Trickse-
rei abgelehnt hatte, bezeichnete nun
das Landtagsvotum vom Montag
über den Auflösungsantrag als „fin-
giert“ und schob den Schwarzen Pe-

ter der SPD zu. Diese habe die Chan-
ce nicht genutzt, die von allen Partei-
en angestrebten Neuwahlen auf ei-
nem sauberen Weg zu erreichen.

Stegner wiederum kritisierte das
Aufkündigen der Koalition von Seiten
der CDU erneut als wahltaktisches
Manöver, das unter anderem von
den millionenschweren Sonderzah-
lungen an den HSH-Nordbank-Chef
Dirk Jens Nonnenmacher ablenken
solle. Ministerpräsident Carstensen
hatte am Wochenende eingeräumt,
in einem Brief an Landtagspräsident
Martin Kayenburg (CDU) fälschli-
cherweise das Einverständnis der
Fraktionsspitzen zu den Zahlungen
behauptet zu haben.

Umfragen, die noch vor diesem
Eingeständnis erhoben wurden, se-
hen Carstensen bis jetzt noch als kla-
ren Wahlsieger, trotz der schon seit
längerem laufenden Debatte um den

Banker-Bonus. Zwar muss der CDU-
Politiker mit deutlichen Einbußen
gegenüber dem Wahlergebnis von
2005 rechnen. Er kann aber mit ei-
nem noch deutlicher gesteigertem
Abstand zur seinerzeit fast gleichauf
liegenden SPD rechnen. Und bei ei-
ner Direktwahl bekäme der gemüt-

lich wirkende Carstensen laut Infra-
test dimap mit 51 Prozent mehr als
doppelt so viel Stimmen wie der po-
larisierende und oftmals provozie-
rende Stegner (19 Prozent).

Wunschoption der CDU ist eine
schwarz-gelbe Koalition, aber die
Christdemokraten schließen auch ei-
ne künftige Zusammenarbeit mit den
Grünen nicht aus. Die wiederum
wollen vor allem eine schwarz-gelbe
Mehrheit verhindern, wären dann

aber auch für Verhandlungen über
Schwarz-Grün oder ein Jamaika-
Bündnis offen. Letzteres schließt
auch die FDP nicht aus, sie will –
ebenso wie die CDU – nur nicht mit
der SPD unter Stegner koalieren.

Neben den bisherigen Fraktionen
und dem die dänische Minderheit
vertretenden Südschleswigschen
Wählerverband (SSW), für den die
Fünf-Prozent-Hürde nicht gilt, rech-
nen sich zwei weitere Parteien Chan-
cen auf einen Einzug in den Landtag
aus. So kommt die Linke in jüngsten
Umfragen auf rund fünf Prozent.
Und die Freien Wähler (FW) hoffen,
an lokale Erfolge bei den Kommunal-
wahlen nun landesweit anknüpfen
zu können. Er gehe von einem zwei-
stelligen Ergebnis aus, sagt der FW-
Landesvorsitzende Malte Tech. Zu
seinem Kalkül zählt, dass angesichts
der Prätendenten Carstensen oder
Stegner „viele Wähler sagen, um Got-
tes Willen, die beide nicht, die ha-
ben’s nicht gut gemacht“.

Sachlicher Wahlkampf
Wenn am Donnerstag der Landtag in
einer weiteren Sondersitzung über
die Vertrauensfrage debattiert und
abstimmt, beginnt für die Abgeord-
neten nicht – wie geplant – eine vor
allem Urlaubsfreuden gewidmete
Sommerpause, sondern der Wahl-
kampf. Carstensen und Stegner kün-
digten an, diesen „sachlich“ zu füh-
ren, nachdem sie zuletzt mit gegen-
seitigen persönlichen Angriffen von
sich reden gemacht hatten.

Pressestimmen

Schwäbische Zeitung

Die Zeitung aus Leutkirch kom-
mentiert die Lage der CSU:

Auf der Strecke bleibt die legen-
däre Geschlossenheit der Bayern-
Union und damit eine Grundlage
ihres bundespolitischen An-
spruchs. Die CSU ist auch in die-
sem Sinne auf dem Weg eine nor-
male Partei zu werden. Eine, in
der um Posten und Positionen ge-
rungen wird. Das müsste kein
Schaden sein, erschreckt aber das
Fußvolk ebenso wie die Vorstand-
schaft. Das sind keine guten Vor-
zeichen zwei Monate vor der
Bundestagswahl, auch nicht für
die Union im Gesamten.

Sächsische Zeitung

Die Zeitung aus Dresden meint:

Eine CSU, der es nicht gelingt,
sich auch gegen die CDU zu pro-
filieren, verliert Rückhalt – und
damit wichtige Stimmen. Angela
Merkel weiß das. Sie lässt Seeho-
fer deshalb vieles durchgehen.
Seehofer indes scheint nur noch
die Krawalltrommel zu rühren.

Landeszeitung

Das Blatt Lüneburg meint:

Seehofer hat die tägliche Revolu-
tion zum Arbeitsprinzip erklärt.
Zumindest darin folgten ihm die
Delegierten – und straften ihn
und seine Stellvertreter ab.

Ministerpräsident Peter Harry Cars-
tensen (links, CDU) fährt zusammen
mit einem Sicherheitsbeamten am
Montag im Paternoster im Kieler
Landeshaus nach oben. Bild: dpa


